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Ein Politiker fra g t!

„Warum werden wir nicht imformiert?"

Der .Gemeinsame M arkt" ist 
eine gute Idee, ob er auch 

eine gute W irklichkeit werden 
wird, bleibt abzuwarten.

Die Franzosen sin d  besser o rien tiert
Noch weiß man nidit, w ie der 

Vertrag, der in Brüssel zwischen 
den Regierungen der sechs Mon
tanunionsländer ausgehandelt wird, 
aussehen wird, da die Bundes
regierung hierüber bisher nur sehr 
allgemein gehaltene Erklärungen 
abgegeben hat. In der französischen 
Kammer dagegen wurde über den 
„Gemeinsamen Markt" im Januar 
eine einwöchige Debatte geführt, 
die die französischen Interessen 
sehr nachdrücklich dokum entierte 
und der Regierung für die weitere 
Verhandlungsführung kräftig den 
Rücken stärkte. Diese Taktik hat 
die deutsche Position in der V er
handlung automatisch geschwächt, 
da die deutschen Delegierten auf 
eine entsprechende W illenserklä
rung nicht hinweisen können. Die 
Franzosen haben in dem letzten, 
härtesten Verhandlungsstadium 
Stets als ultima ratio geltend ge- 
madit, daß zuweitgehende Wünsche 
der Verhandlungspartner die Ab
lehnung des ganzen V ertragsw er
kes durch das französische Parla
ment bedeuten könne.

Was bei uns über den V ertrag 
bisher bekannt geworden ist, 
stammt aus französischer Quelle 
oder aus Indiskretionen. Das ist 
eine schlechte Voraussetzung für 
eine der Bedeutung des Vertrags 
angemessene Beurteilung, denn 
der Vertrag wird die Entwicklung 
der mitteleuropäischen Industrie,

des Handels, des V erkehrs und 
der W ährungspolitik entscheidend 
beeinflussen. Man kann aber 
schließlich auf die Informationen 
nicht bis nach der Paraphierung 
des V ertrags warten, wenn man 
auf den V ertragsinhalt Einfluß 
nehmen will, wie es im Interesse 
der deutschen W irtschaft geboten 
ist. Die Ratifizierung des abge
schlossenen V ertrages durch Re
gierung und Bundestag wird w eit
gehend nicht mehr von wirtschaft
lichen Erfordernissen abhängen, 
sondern sich nach w ahlstrategi
schen Überlegungen richten. Dann 
wird es vereinfacht heißen: „Hier 
Europäer, dort Geschäftemacher!"

W irtschaftliche
u nd verkehrspolitische F akten
Folgende Fakten scheinen sich 

in den bisherigen V ertragsverhand
lungen herausgeschält zu haben:

Der „Gemeinsame Markt" für die 
Landwirtschaft wird auf 12 Jahre 
(lies: bis zum Sankt Nimmerleins
tag) verschoben. Die zur Konkur
renz mit Holland notwendige Mo
dernisierung wird also verhindert.

Etwa 60 “/o der deutschen Ein
fuhrzölle müssen erhöht werden. 
Da die Bundesrepublik in Anbe
tracht ihrer Exportüberschüsse, die 
beinahe die Europäische Zahlungs
union zerstören, eine fühlbare Ein
fuhrsteigerung anstreben muß, hat 
die Bundesregierung viele Zoll
positionen autonom herabgesetzt. 
Diese folgerichtige Politik wird 
durch den V ertrag über den „Ge
meinsamen M arkt" umgekehrt, so
weit es sich um Länder außerhalb 
dieses geschlossenen M arktes han

delt. Der „Gemeinsame M arkt" 
wird also in sich die Tendenz tra 
gen, den Außenhandel der Bundes
republik, der schon bisher bis zu 
70 "/o innerhalb Europas liegt, noch 
stärker auf ein relativ  noch enge
res Gebiet zu konzentrieren und 
den Ü berseehandel zu erschweren.

Die deutsche chemische und 
pharmazeutische Industrie wird 
durch Kontingentierung der Fran
zosen w eitgehend vom „Gemein
samen M arkt“ ausgeschlossen 
werden.

Devisenschwierigkeiten eines 
Landes sollen durch entsprechende 
Kredite der Überschußpartner aus
geglichen werden. Es soll dabei 
keine Synchronisierung der Finanz
politik auf dem „Gemeinsamen 
M arkt" vorgenommen werden, 
sondern die bisherige autonome 
W ährungspolitik mit ihren gro
tesken Verzerrungen w ird fort- 
bestehen.

Die Bundesrepublik soll nach 
dem V ertrag zum Ausbau der Ver
kehrsmittel, der sozialen Einrich
tungen und der wirtschaftlichen 
Entwicklung in den französischen 
Kolonien öffentliche M ittel geben, 
da sich private dazu sicherlich nicht 
finden lassen. Gegen diesen hart
näckigen Versuch, die Partner des 
„Gemeinsamen M arktes" in die 
Schwierigkeiten der französischen 
Kolonialpolitik mit hineinzuziehen, 
w ehrt sich die Bundesregierung 
nach Kräften. W ie weit es ihr ge
lingt, bleibt abzuwärten.

Das Gebiet des „Gemeinsamen 
M arktes" soll als V erkehrseinheit 
betrachtet werden. Gesamtwirt
schaftliche Tarife zur Hilfe für 
verkehrsferne Gebiete gelten als 
Diskriminierung. Das w ürde be

Alle in  der A bteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten B eiträge  sin d  fr e ie  M einungsäußerungen von  P er
sönlichkeiten aus W irtschaft und P o litik  und von in~ und ausländischen M itarbeitern . S ie en thalten  keine  
Stellungnahme der R edak tion  und sin d  keine offiziösen  Ä ußerungen d er herausgebenden Institu tionen.
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deuten, daß die deutschen Häfen, 
solange M itteldeutschland und Ost
europa noch nidit w ieder zu ihrem 
Hinterland gehören, praktisch ab
gedrosselt werden.
D as P roblem  d er  Zonentrennung  
Damit kommen w ir zum delika

testen  Problem: der innerdeutschen 
Zonengrenze. Die Verhandlungs
partner wollen diese Grenze zur 
Zollgrenze des M arktes machen. 
Das kann die Bundesrepublik nicht 
akzeptieren, denn es hieße, die 
Sowjetzone als souveränen Staat 
und damit die Spaltung anerken
nen. Da aber die Exportpreise der 
Sowjetzone in der Regel erheblich 
niedriger sind als die innerdeut
schen Preise, die für Lieferungen 
der Sowjetzone in die Bundesre
publik gelten, so ergibt sich aus 
der Ablehnung der Zonengrenze 
als Zollgrenze, daß die ausländi
schen Partner des „Gemeinsamen

M arktes“ W aren aus der Sowjet
zone bis zu 30 “/o billiger in die 
Bundesrepublik liefern können als 
westdeutsche Kaufleute. Also muß 
die Bundesregierung fordern, daß 
die Zonengrenze zwar für uns 
keine Zollgrenze darstellt, wohl 
aber für die fünf übrigen Partner 
des „Gemeinsamen Marktes" als 
Zollgrenze festgelegt wird. An
dernfalls könnten die ausländischen 
Partner des „Gemeinsamen M ark
tes" die Bundesrepublik mit billi
gen W aren aus der Sowjetzone 
überschwemmen, die wir im Inter
zonenhandel teurer bezahlen 

, müßten.
Hoffen wir, daß es den deut

schen Unterhändlern in Brüssel ge
lingt, diese Schwierigkeiten und 
Nachteile auszuräumen. Schade, 
daß man bisher die Hilfe der deut
schen öffentlichen Diskussion h ier
für verschmäht hat. (K)

E ine M einung  aus Industrieverbänden!

„Die Industrie ist dafür"!

YfTo immer sich westdeutsche In
dustrielle und Industrieverbände 
zu den Plänen geäußert haben, 
den „Gemeinsamen Markt" der 
Montan - Union zu . einer kern- 
europäischen Zollunion, scherzhaft 
Spaakistan genannt, zu weiten, da 
geschah es hinsichtlich der Grund
linien im zustimmenden Sinne. Der 
politische Wunsch, aus der natio
nalstaatlichen Abkapselung her
auszutreten, ist in der Industrie 
stark  verbreitet. Er erhält von den 
ökonomischen Hoffnungen auf den 
größeren M arkt Auftrieb. Ferner 
sucht m an nach einer Ablösung 
der nicht recht befriedigenden Teil
integrationen.

D ie W irtgchaftskraft d e r  Union
Das Europa der sechs Schuman- 

plan-Staaten hat etwa 163 Mill. 
Einwohner, darunter über 70 Mill.

Erwerbspersonen, wovon reichlich 
38 "/o in der Industrie und 28 Vo in 
der Landwirtschaft tä tig  sind. Es 
leistet zur Zeit rund V« der W elt
kohlenförderung und Vs der W elt
stahlerzeugung. Es stellt also an 
Verbrauchern, A rbeitskräften und 
Grundstoffen einen beachtlichen 
W eltwirtschaftskörper dar. Die 
Volkswirtschaften der sechs Län
der sind zwar recht verschieden
artig. Aber sie sind sich nicht 
fremd, sondern schon jetzt sehr 
stark — auch in den Unterneh
mungen — miteinander verflocii- 
ten. Reiht man beispielsweise die 
Ausfuhrwerte der fünf Export
räum e nach Bestimmungsländern 
auf, so finden wir die Partner der 
angestrebten Zollunion an folgen
den Plätzen in der Rangordnung 
ihrer Kunden:

Die Gewichte der Teilnehmerländer 
im H andelsverkehr des „Gemeinsamen M arktes“

Ausf.-
länder:

Belg. — Liix. 
Zollunion

Bundesrepublik
Deutsdiland Frankreidi Italien Niederlande

^  , V4ß A «3 ö 73
a - c  a
'S s ? -

g
s - s  s

1. Niederlande
2. Deutsdiland

3. Frankreidi 
10. Italien

1. Niederlande
2. Belg.-Lux. 

Zollunion
5. Frankreidi
7. Italien

2. Deutsdiland
4. Belg.-Lux. 

Zollunion
9. Italien

10. Niederlande

1. Deutsdiland
5. Frankreidi
9. Belg.‘Lux. 

Zollunion
12. Niederlande

1. Deutsdiland
2. Belg.-Lux. 

Zollunion
5. Frankreidi
9. Italien

Anm.: Die Ordnungszahlen geben die Rangordnung des betreffenden Partners im Gesamt- 
ex p o rtan .

Die Partnerländer der geplanten 
Zollunion haben 1955 von der Ein
fuhr der Bundesrepublik 25,8 ”/o 
aufgebracht) von der Einfuhr der 
Benelux-Staaten fast 41 "/», von der 
Italiens 23,9 "/o und von der 
Frankreichs 19,7 “/o. Aufgenommen 
haben die Partnerländer im glei
chen Jah r von der Ausfuhr der 
Bundesrepublik 28,8 “/o, von der 
belgisch-luxemburgischen Ausfuhr 
44,7 “/o, von der niederländischen 
Ausfuhr 38,3 ®/«, von der französi
schen 24,2 “/o und von der italie
nischen Ausfuhr 23,5 Vo.

Dieser große Handel w ird in  der 
Zollunion zum Binnenhandel. Zölle 
und Machenschaften des admini
strativen Protektionism us verlie
ren -ih re  Bedeutung. Die Vorzüge 
der größeren Serien setzen sich 
durch. Kurzum, es ist schon ver
ständlich, daß die Industrie den 
Grundgedanken der Zollunion be
jaht.

D ie A n g st vo r  dem  N euen
Das hindert sie aber nicht, die 

Einzelheiten des heranreifenden 
V ertragsw erkes "sehr genau zu 
prüfen, hier V orbehalte zu machen 
und dort W ünsche zu äußern. 
Zwölf bis fünfzehn Übergangsjahre, 
loyal gehandhabt, verm ögen m an
chen je tzt noch zu äußernden Vor
behalt abzuschwächen. A ber in 
ihnen w ird sich der loyale Geist 
der Exekutive erst bew ähren müs
sen. Es w äre sinnlos, un te r der 
Überschrift „Gemeinsamer M ark t“ 
weder die Gemeinschaft noch den 
M arkt zum Zuge kommen zu lassen. 
Von der Freude der professio
nellen Tagungs-Europäer an der 
Eleganz supranational gebastelter 
Konstruktionen m it möglichst vie
len Organen, W eisen und Reisen
den kann die W irtschaft nicht 
leben.

Daher zielen die grundsätzlichen 
V orbehalte in zwei Richtungen: 
Einerseits möchte man, wenn der 
Zusammenschluß anläuft, sicherge
stellt wissen, daß den Provisorien 
die Union folgt. (Die v ielen  Bene- 
lux-Vertagungen schrecken ab.) An
dererseits möchte man keine starre 
M odellkonstruktion für jede Even
tualitä t in das V ertragsw erk ein
gebaut sehen, sondern darin  haupt
sächlich den guten W illen bekun
det wissen. Aus ihm sollen dann 
die einzelnen Lösungen gefunden
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werden. Mit Paul Henri Spaak 
halten es  viele Industrielle für 
verfehlt, in allen Details den heu
tigen Zustand starr zu verteidigen 
und ihn als einfache Addition in 
die Zukunft zu projizieren.

Daneben gibt es gar nicht so 
kleine Listen von speziellen Vor
behalten, Ihre häufigste Form ist 
aber glücklicherweise die, daß je 
der im Prinzip für die Zollunion zu 
sein glaubt, sich nur in  seinem 
konkreten Fall die Ausnahme kon
zediert, Das ist die typische Angst 
vor dem Neuen, und ihr muß durch 
Kostenvergleiche und, M arktana
lysen entgegengewirkt werden.

Ein spezieller Vorwurf der w est
deutschen Industrieverbände rich
tet sich ausschließlich an die deut
sdie amtliche Adresse. Diese hat 
ihnen zu wenig Gelegenheit des 
Mitberatens gegeben und sie da-" 
durch gegenüber den besser infor
mierten Partnern der Nachbarlän
der benachteiligt. Da die Exekutive 
aber Ratifizierungen durch die Par
lamente braucht, war dieser Modus 
kurzsichtig, zumal er die Informa
tionssolidarität der Unternehmer 
unterschätzt hat.
Keine selbstgenügsam e Isolierung!

Irgendwie stehen die Vereinig
ten Staaten von Amerika und von 
Australien bei der Zustimmung 
der Industrie zur europäischen 
Zollunion Pate. Dort ist in beiden 
Fällen der große W irtschaftsraum 
von Staatenbünden vorgeführt wor
den. Aber die Geschichte der Paten 
warnt auch vor einer Fehlleitung. 
Beide Länder hatten sich nämlich 
zunächst dem Ideal einer mehr 
oder weniger selbstgenügsamen 
Isolation zugewandt. Die USA z. B. 
tragen hoch immer, obschon es 
mindestens seit 1916 fehl am Platze 
ist, an deren Nachwirkungen.

Die kemeuropäische Zollunion 
kann sich eine solche A utarkie
phase nicht leisten, auf gar keinen 
Fall in den Anfangsjahren. Daher

niußten die Förderer der euro- . 
päischen Einigung von Anbeginn 
an Ausschau nach W egen halten, 
auf denen nian die Zollunion mit 
der W eltwirtschaft verflochten hal
ten; konnte. Die einfachste Formel: 
hier die neue Zollunion, dort die 
übrige W eltwirtschaft — konnte 
nicht befriedigen. Sie hätte zu viele 
Raumbeziehungen zerschnitten und 
würde W iderstand gegen weitere 
Phasen der Übergangszeit erzeu
gen können. Ferner hätte  sie die 
Nachbarländer vor eine zu schroffe 
A lternative gestellt, zumal die 
Ausgangsposition der Zollsysteme 
die Union doch wohl zwingen wird, 
nach außen mit einem mittelhohen 
Zollschutz zu beginnen.

F reihandelszone a ls L ösung!
D aher fiel mit dem terminus 

technicus „Freihandelszone" ein 
erlösendes W ort. Vor allem sprach 
es viele britische Handelspolitiker 
an, die seit 1931 den Umgang mit

Präferenzzonen gewöhnt sind. Aber 
auch in Skandinavien und Öster
reich fand es Anklang. Die völlig 
aufs Handels- und Verkehrspoli
tische beschränkten W irkungen 
einer Freihandelszone lassen es zu, 
daß der Albdruck politischer Block
bildungen w eder das unbeteiligte 
Europa noch Übersee zu befallen 
braucht. Der Abbau der Handels
hemmnisse ist zudem ein allgemei
nes Anliegen. Man kann ihn auch 
regional beginnen und darf dabei 
auf die Auslösung beispielgeben
der Kräfte hoffen.

Auch die Freihandelszone birgt 
noch viele Probleme. Am besten 
durchgesprochen ist bisher das der 
Ursprungszeugnisse! es zeigt aber 
schon, mit welchen Finten zu redi- 
nen sein wird. H ier muß die Indu
strie den Wunsch anmelden, daß 
die ökonomische Vernunft und 
nicht der Etatismus den Sieg da
vonträgt. (W. H.)

T ro ts aller B ed en ken  m ein t der A g ra rp o litiker:

„Audi die Landwirtsdiaft wird profitieren"!

J n  den letzten Wochen und Mona
ten sind die Gespräche über einen 
wirtschaftlicheii Zusammenschluß 
— wenn auch nicht aller europä
ischen, so doch wenigstens der 
Montan-Länder — in ein neues 
Stadium getreten. Dabei w ar es 
besonders schwierig, die A grar
wirtschaft in die Pläne mit einzu
beziehen.

G roße P län e a u f  w eite  Sicht 
D erPlan einer europäischen Agrar- 

Union wurde bereits vor etwa 
zehn Jahren  von dem damaligen 
französischen Landwirtschaftsmini
ster M. Pflimlin entwickelt. Frank
reich hoffte damit, Absatzmöglich
keiten für seine agrarischen Über
schüsse zu erschließen. Diese be
stehen vor allem bei Weizen, 
W ein, M olkereierzeugnissen so
wie Fleisch. Die Zeit w ar jedoch

noch nicht reif, diesen weitreichen
den Plan zu verwirklichen, ü b e r
dies erwies es sich auch als un
möglich, durch Teilunionen zu der 
beabsichtigten gesamten , Integra
tion Europas zu kommen.

Die früheren Teilunions-Bestre- 
bungen stellten den aussichtslosen 
Versuch dar, das Pferd beim 
Schwänze aufzuzäumen. Die ge
genw ärtigen Pläne sind dagegen 
realistischer, denn sie beginnen 
mit der Gesamtintegration. Diese 
soll auf allen W irtschaftsgebieten, 
also einschließlich der Landwirt
schaft, in längstens drei Teilperio
den von je  3 bis 4 Jahren verw irk
licht werden. Bei allem entbehrt 
es nicht des Reizes festzustellen, 
daß es bei den Verhandlungen am 
schwierigsten war, eine Einigung 
über den Einschluß der Landwirt-

VEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE H A M B U RG E R  GI R O B A NK
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sdiaft in den «Gemeinsamen 
M arkt“ zu erzielen, obwohl gerade 
h ier bei der Vorbereitung des 
„pool vert", d. h. der „Grünen 
Union", recäit viele wertvolle Vor
arbeiten geleistet worden sind 
und obwohl ja  ursprünglich die 
Gesamtintegration von der Schaf
fung des gemeinsamen Agrarm ark
tes ausgehen sollte!

A  uftriebsm öglichkeiten  
im  G roßraum

Jede Schaffung eines Großrau
mes bew irkt die Orientierung der 
Produktion nach dem optimalen 
Standort. Das zwingt einzelne land
wirtschaftliche Betriebe zur Um
stellung der gesamten Betriebsor
ganisation. Einige Betriebe w er
den hieraus besondere Vorteile 
ziehen. Für andere werden sich 
Schwierigkeiten ergeben. So wird 
vermutlich der Frühgemüse- und 
Frühobstbau im warmen Italien 
zunehmen, im kälteren W est
deutschland und Holland dagegen 
abnehmen. Ferner ist es wahr
scheinlich, daß gewisse W einbau
betriebe in großer Höhenlage, die 
also aus klimatischen Gründen 
keinen besonderen Qualitätswein 
erzeugen können, ihre W einerzeu
gung werden einstellen müssen, 
so wie seit gut 100 Jahren nach 
Gründung des Zollvereins der da
mals noch berühm te „Grünberger 
W ein“ allmählich verschwunden ist.

Im ganzen gesehen werden aber 
— wie in jedem  Großraum — die 
V orteile die Nachteile überw ie
gen. H ieran besteht nach den Er
fahrungen in der gesamten W elt 
kein Zweifel. Ein völliges Erliegen 
einzelner Betriebe oder Betriebs
zweige ist dabei in keiner W eise 
zu befürchten. Dies hat betriebs
wirtschaftliche und qualitätsmäßige 
Gründe. So ist, um beim oben zi
tierten W einbau zu bleiben, der 
W einbau in Elsaß-Lothringen nach 
1918 in keiner W eise eingestellt 
worden, obwohl er sich gegen die 
billigen Preise der südfranzösischen 
und algerischen Konkurrenz ohne 
Schutzmaßnahmen — bei aller
dings guter Q ualität — behaupten 
mußte.

Für den Verbraucher liegen die 
wichtigsten Vorteile des Großrau
mes in der Rationalisierung der 
Erzeugung und des Absatzes so
wie in der V erbesserung der Qua
lität und in  der reicheren Auswahl

der angebotenen Lebensrnittel. 
W enn die europäische A grarpro
duktion bisher noch nicht so ratio
nell arbeitet wie z, B. in dem Groß- 
raum USA, so liegt dies zu einem 
erheblichen Teil daran, daß die 
Erzeugung nicht so stark  auf die 
optimalen Standorte konzentriert 
war. Hierdurch konnte die Erzeu
gung in den für die Produktion 
besonders günstigen Gebieten 
nicht den an sich möglichen Um
fang erreichen, da der Absatz in
nerhalb Europas durch zollge- 
schützte Grenzen behindert war. 
Durch die geplante Integration 
w ird der W eg zur Rationalisie
rung geebnet. Diese Rationalisie
rung muß und w ird sich, genau 
w ie in anderen Großräumen, so
wohl auf die Erzeugung als auch 
auf den Absatz erstrecken.

Grundsätzlich ist also von der 
Integration ein nachhaltiger Auf
trieb für die europäisdie Landwirt
schaft als Ganzes gesehen zu er
warten. Dies würde auch eine He
bung ihrer Kaufkraft bedeuten.und 
ihr damit die Möglichkeit geben, 
Industrieprodukte in verstärktem  
Umfange zu beziehen.

Es ist jedoch nicht nur eine V er
schiebung der A grarproduktion 
nach optimalen Standorten, son
dern auch eine Erhöhung der land
wirtschaftlichen Erzeugung im gan
zen zu erwarten. Der Absatz die
ser M ehrproduktion bildet kein 
Problem, da Europa das größte 
Zuschußgebiet der W elt für land
wirtschaftliche Erzeugnisse dar
stellt. In der Zwischenzeit mögen 
gewisse Reibungen auftreten, wie 
oben am W einbeispiel gezeigt 
wurde. In allen Ländern w erden 
analoge Befürchtungen in  der 
Tages- und Fachpresse sowie in 
Versammlungen in großer' Zahl 
vorgebracht. Die Optimisten w er
den dabei — wie so oft im 
Leben — von den Pessimisten in 
den H intergrund gedrängt. Gerade 
letztere sind es, die gegenwärtig 
die rasche Verwirklichung der 
europäischen Integration auf land
wirtschaftlichem Gebiet verzögern.

H offnungen und Befürchtungen  
der B eteilig ten

Grundsätzlich muß man davon 
ausgehen, daß sich eine europä
ische Integration aut allen Gebie
ten  nur in Zeiten guter internatio
naler Konjunktur, w ie sie gegen

w ärtig herrscht, verwirklichen 
läßt. W ährend einer mehr oder 
minder ausgebreiteten W irtschafts
krise m it A rbeitslosigkeit und 
Kaufkraftschwund sind die Schutz
bestrebungen in allen Ländern so 
stark, daß dadurch Zollunionen 
praktisch verhindert werden. Der 
jetzige Moment zur V erw irkli
chung des „Gemeinsamen M ark
tes" ist also günstig gewählt wor
den. Trotzdem w erden überall 
starke Vorbehalte angemeldet.

So befürchtet Belgien z. B. ein 
Erliegen seines intensiven Gemüse
baus durch die holländische Kon
kurrenz. Dabei besitzt aber Bel
gien beinahe ein Monopol für 
einige Spezialprodukte, wie Chico
rée und Azaleen, und dies flößt 
wiederum den .entsprechenden hol
ländischen sowie auch den franzö
sischen Erzeugern Angst ein. — 
Die deutschen W einbauern stehen 
der großen W einerzeugung Frank
reichs mißtrauisch gegenüber. Die 
W einerzeugung beträgt in Frank
reich etwa 150 1 je  Kopf der Be
völkerung, in W estdeutschland 
etwa 7 1. Man befürchtet also, von 
diesem M ißverhältnis erdrückt zu 
werden. Hinzukommt, daß W ein 
in Frankreich aus klimatischen 
Gründen wesentlich billiger er
zeugt wird. Der W ein wächst in 
Frankreich großenteils in leicht zu 
bearbeitenden Ebenen, in Deutsch
land jedoch an schwer zugängli
chen Berghängen. Der A rbeitsauf
wand ist hier also unvergleichlich 
höher. Allen diesen Bedenken ist 
jedoch entgegenzuhalten, daß in 
W estdeutschland einmal Q ualitäts
weine erzeugt werden, die bei den 
kaufkräftigen Käufern immer ihre 
Liebhaber und Abnehm er finden 
werden, und daß sich im übrigen 
die gesamte W einerzeugung im 
Großraum eines gemeinsamen 
M arktes „verlaufen" wird.

Die Beispiele ließen sich belie
big vermehren. So sorgt sich Ita
lien um seinen norditalienischen 
Bel Paese-Käse, da das Angebot 
der großen und vielgestaltigen 
französischen und holländischen 
Konkurrenzerzeugnisse übermäch
tig sei. Aber ebenso w ie W ein 
nicht gleich W ein ist, so ist auch 
Käse nicht gleich Käse. Vielmehr 
hat innerhalb des W einabsatzes 
oder des Käseabsatzes jeder W ein 
und jeder Käse w ieder seinen
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eigenen Markt, seinen eigenen 
Preis und seinen eigenen Abneh
merkreis. Man kann also niemals 
generalisieren. Dasselbe gilt selbst 
für scheinbar so homogene Pro
dukte wie Eier und Butter; auch 
hier gibt es große Qualitäts- und 
Geschmadcsuntersdiiede.

Die außerordentliche Vielfalt bei 
den einzelnen Agrarprodukten 
bringt es mit sich, daß alle Länder 
des „Gemeinsamen Marktes" ein 
und dieselben Produkte, z. B. Käse, 
Wein, Gemüse oder Blumen gleich
zeitig ein- und ausführen. Ein 
gutes Beispiel hierfür ist der 
wediselseitige Handel m it Käse, 
Obst und anderen liberalisierten 
Produkten zwischen Deutschland 
und Italien in den letzten Jahren.

Allen bisher genannten Befürch
tungen stehen andererseits aud i 
weitreichende Hoffnungen gegen
über. Dies gilt in erster Linie für 
Holland, das durch den „Gemein
samen M arkt“ das Absatzproblem 
für seine Gartenbauerzeugnisse zu 
lösen hofft. Auch Frankreich 
glaubt, auf diese W eise alle agra
rischen Überschüsse unterbringen 
zu können, und zwar noch mög
lichst unter Fortfall der gegenwär
tigen Ausfuhrsubventionen. Auch 
in Westdeutschland gibt es meh
rere landwirtschaftliche Produk
tionszweige, die durchaus kon
kurrenzfähig sind und daher den 
„Gemeinsamen Markt" wünschen. 
Hierzu zählen z. B. Baumschulbe- 
triebe, ferner Samenzüchter sowie 
auch Viehzüchter und die H erstel
ler landwirtschaftlicher V erarbei
tungsprodukte wie Dosenschinken 
u. a. m. Audi die Erzeuger von 
Spitzenweinen, die heute bereits 
einen Großteil ihrer Produkte ex
portieren, sind keineswegs pessi
mistisch gestimmt.

Angleichung der P roduktions
kosten dringend erforderlich

Der „Gemeinsame M arkt" bein
haltet unter anderem auch die Er
richtung einer gemeinsamen Zoll
grenze gegenüber dem W eltm arkt. 
Dadurch würden im Innern viele 
Reibungspunkte unter den Land
wirten hinsichtlich Zollschutz, Ex
portsubventionen, Importkontin
gente usw. in den einzelnen Län
dern entfallen, und zwar um so 
mehr, je mehr auch die Produk
tionskosten durch den „Gemein
samen Markt" einander ange

glichen werden. W enn nämlich 
Steuern und Zinsen, Abgaben und 
Beiträge, Soziallasten und V er
sicherungen, Frachten und andere 
Kosten sowie die Preise für Mine
raldünger, Maschinen und andere 
Produktionsmittel in allen Ländern 
annähernd gleich sind, so entschei
det für die Konkurrenzfähigkeit 
ausschließlich die echte persön
liche Leistung der landwirtschaft
lichen Betriebsführer. Dabei kann 
von dem Einfluß unterschiedlicher 
Böden, des Klimas, der V erkehrs
lage und der Bodenpreise in die
sem Zusammenhange abgesehen 
werden. Entscheidend wird sein, 
daß sich einzelne Bauern auf Teil
gebieten nicht kostenmäßig be
nachteiligt und daher in ihrer 
W ettbewerbsfähigkeit eingeengt 
fühlen.

Der deutsche Bauer glaubt sich 
ebenso fleißig, tüchtig und unter
nehmungsfreudig wie sein aus
ländischer Kollege. In dieser Hin
sicht fürchtet er ihn in keiner 
Weise. Er fürchtet nur seine Über
legenheit auf Grund besonders 
günstiger Erzeugungsbedingungen, 
sei es durch spezielle Agrarsub
ventionen in den betreffenden Län
dern, sei es durch andere Kosten
vorteile (oder auf Grund eines 
besseren Klimas). Derartige Beden
ken gelten selbstverständlich mit 
anderen Vorzeichen für praktisch 
alle Landwirte im „Gemeinsamen 
M arkt". So hat z. B. gerade Frank
reich Einspruch gegen die sofor

tige Einbeziehung seiner Landwirt
schaft in den „Gemeinsamen 
M arkt" erhoben, weil sein Produk- 
tiönsapparat noch nicht neuzeitlich 
durchrationalisiert sei.

In der westdeutschen Landwirt
schaft liegen die Verhältnisse ähn
lich wie in Frankreich. Die West
deutschen Landwirte haben infolge 
zweier verlorener W eltkriege, In
flation und Deflation nicht die 
Möglichkeit gehabt, mit den rapi
den Fortschritten der Agrartech
nik in der W elt Schritt zu halten. 
Denn jedes Mal, wenn sie „Geld“ 
hatten, konnten sie nichts dafür 
kaufen, und jedes Mal, wenn sie 
Maschinen, neue rationelle Ge
bäude usw. hätten  kaufen können, 
dann hatten sie kein Geld. So hat 
sich ein großer Nachholbedarf an
gestaut. Nur wenn diese unter
lassenen Investitionen nachgeholt 
werden, w ird die Landwirtschaft 
voll konkurrenzfähig im „Gemein
samen M arkt” werden. Gelingt es 
daher einer w eitsiditigen deutschen 
Agrarpolitik, diese Investitionen 
in der erw ähnten „Schonfrist“ 
durchzuführen, so entfällt jede 
Sorge um den Bestand der deut
schen Landwirtschaft.

J e  konsequenter nach allem der 
angestrebte echte Großwirtschafts
raum mit unverfälschten Kosten- 
Preis-Relationen auf allen Gebieten 
der W irtschaft verwirklicht wird, 
desto m ehr wird der „Gemeinsame 
M arkt“ auch für den A grarsektor 
von V orteil und Anreiz sein. (v. D.)

E ine W arnung  aus in tereuropäiscker E rfa h ru n g :

Persönlichkeiten müssen das institutionelle Problem meistern!

J ) ie  Errichtung eines „Gemein
samen Europäischen M arktes" und 
der nach den jetzigen Plänen vor
gesehenen Freihandelszone bringt 
eine solche Fülle organisatorischer, 
wirtschaftlicher, sozialer und nicht 
zuletzt politischer Probleme mit 
sich, daß es kaum möglich er
scheint, im Rahmen eines kurzen 
Gespräches alle Punkte auch nur 
annähernd erschöpfend zu behan
deln. Es kommt hinzu, daß die Er
gebnisse der bisherigen Brüsseler 
Verhandlungen nur in groben Um
rissen bekannt geworden sind.

Ich möchte hier nur zwei Pro
bleme streifen, und zwar die Frage

des gemeinsamen Außentarifs der 
sechs Länder, von der system a
tisch-organisatorischen und w irt
schaftlichen Seite aus gesehen, und 
ferner die institutioneile Seite des 
„Gemeinsamen M arktes“.

Z w ei d iverg ierende K om ponen ten
Es fällt dem Betrachter auf, daß 

der Brüsseler Plan, so wie er je tzt 
aussieht, eine Komponente ent
hält, die erst im Laufe m ehrerer 
Jah re  voll zur Auswirkung kom
men soll, näm lidi die allmähliche 
Reduzierung der Binnenzölle, und 
eine andere, die sofort wirksam 
werden soll, nämlich die H erstel
lung des gemeinsamen Außentarifs.

1957/11 67



W enn man bedenkt, daß die erste 
Komponente von dem Wunsch dik
tie rt Ist, die Ubergangsscfa-wierig- 
keiten, die sich aus der völligen 
Beseitigung der Binnenzölle er
geben, nicht sofort und in voller 
Schärfe auftreten zu lassen, so 
kommt m an zu dem Ergebnis, daß 
die zweite, sofort wirksam w er
dende Komponente zu jenem Prin
zip der „Evolution“ in einem ge
wissen W iderspruch steht. Denn 
es dürfte wohl kein Zweifel daran 
bestehen, daß die sofortige H er
stellung eines gemeinsamen Außen
tarifs zu wirtschaftlichen und zah
lungsbilanzmäßigen Schwierigkei
ten innerhalb der sechs Länder 
ebenso wie auch außerhalb dieser 
Gebiete führen kann, die — zum 
Teil wenigstens — Probleme auf
werfen, die durch die Schaffung der 
Übergangsperiode hinsichtlich der 
Binnenzölle gerade beseitigt w er
den sollten.

Nach den Presseberichten über 
die Brüsseler Verhandlungen sol
len die Außentarife der Union aus 
dem arithmetischen M ittel der 
Zölle der sechs Länder gebildet 
werden. Dieser Außentarif führt, 
w ie man inzwischen festgestellt 
hat, bei einer ganzen Reihe wich
tiger Positionen dazu, daß die Län
der mit relativ  hohen Zöllen 
(Frankreich und Italien) ihre 
Außentarife mit einem Schlag nicht 
unwesentlich herabsetzen müssen, 
w ährend die Bundesrepublik und 
die Benelux-Länder, die relativ 
niedrige Einfuhrzölle haben, ge
zwungen sein würden, ihre Tarife 
ohne Übergang entsprechend an
zuheben. Das w ürde z. B. die Bun
desrepublik in der w ährend der 
vergangenen Jah re  erfolgreich ver
laufenen Politik der Zollermäßi
gung auf vielen Gebieten auf den 
Zeitpunkt zurückwerfen, in dem 
sie begonnen hatte, ihre Tarife ab
zubauen. Es bedarf einer eingehen
den Untersuchung über die han
delspolitischen, die zahlungsbilanz
mäßigen und sonstigen Auswirkun
gen dieser Zollanhebung, ehe man 
feststellen kann, ob und inwieweit 
die Nachteile sowohl für die ein
zelnen sechs Länder, für die Ge
samtwirtschaft des „Gemeinsamen 
M arktes" als auch für deren V er
hältnis nach draußen schwerwie
gend sind oder nicht. Umgekehrt 
müßte in der gleichen Richtung
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untersucht werden, welche Schwie
rigkeiten sich ergeben würden, 
wenn die M itgliedsländer mit rela
tiv  hohen Zöllen gezwungen sind, 
ihre bisherigen Tarife sofort ab
zubauen.

N ur ein ige  spezielle  F ragen  
Führt die Anhebung der Zölle, 

z. B. im Falle der Bundesrepublik, 
zu wesentlichen Einfuhrminderun
gen? Bejahendenfalls, auf welchen 
Gebieten ist auf die D auer m it 
zollpolitischen oder quantitativen 
Gegenmaßnahmen der betroffenen 
Ausfuhrländer, z. B. des Dollar
raums, zu rechnen? Inwieweit w er
den durch die Zollanhebung die 
Bemühungen zunichte gemacht oder 
erschwert, die sich aus den chroni
schen Zahlungsbilanzüberschüssen 
ergebenden konjunkturpolitischen 
Schwierigkeiten zu beseitigen? 
Inwieweit würden um gekehrt 
die Zahlungsbilanzproblem e von' 
Schuldnerländern, die ihre Zölle 
ermäßigen müssen, z. B. Frank
reich, noch prononcierter werden 
als bisher? W ürde das bei diesen 
Ländern nicht zusätzliche Im port
restriktionen gegenüber der 
Außenwelt auslösen, die den 
Zweck hätten, den bisherigen Zoll
schutz — zugunsten ihrer Indu
strien — zu ersetzen? Inwieweit 
würden die Exportinteressen der 
schwächeren Länder Europas, z. B. 
Österreichs und Skandinaviens, ge
fährdet werden, sow eit sie sich 
vorerst nicht in der Lage sehen, 
dem „Gemeinsamen M arkt“ beizu
treten? W ie groß sind die sich aus 
all diesem ergebenden Gefahren 
sowohl für eine erhebliche Be
lastung oder gar eine Sprengung 
des OEEC- und EZU-Systems als 
auch für die Aufrechterhaltung des 
W elthandelsvolumens?

Da die vorstehenden Fragen und 
viele andere damit im Zusammen
hang stehenden Probleme offen
bar nicht eingehend untersucht 
w orden sind und vorausschauerid 
wohl auch nicht mit letzter Klar
heit beantw ortet werden können, 
sollte man überlegen, ob es nicht 
richtiger wäre, die Herstellung 
des gemeinsamen Außentarifs in 
der gleichen W eise erst nach Ab
lauf einer Anpassungsperiode vor
zunehmen wie beim Abbau der' 
Binnenzölle. Das würde bedeuten, 
w ährend der ersten Jahre auch in

nerhalb der Länder des „Gemein
samen M arktes" das der Freihan
delszone innewohnende Prinzip der 
autonomen Außentarifpolitik vor
zuschalten mit der Maßgabe, sie 
im Laufe des ersten  Zeitabschnitts 
allmählich einzuschränken, um 
erst am Ende dieser Zeit zu einem 
gemeinsamen Außentarif zu ge
langen. In demselben Maße, in 
dem die dem freieren W ettbewerb 
innerhalb der sechs Länder ausge- 
gesetzten Industrien, unterstützt 
durch die Anpassungshilfen des 
„Gem einsam enM arktes", die Mög
lichkeit haben, ihre W ettbew erbs
fähigkeit zu stärken, würden zu
gleich viele von ihnen, vor allem 
die Industrien der Hochschutzzoll- 
Ländcr, besser gegenüber der Kon
kurrenz der Außenwelt gerüstet 
sein als im Falle einer sofortigen 
H erstellung eines gemeinsamen 
Außentarifs.

D ie  vorgesehenen Institu tionen
W as die vorgesehenen Institu

tionen des „Gemeinsamen M arktes“ 
angeht, so scheint mir die Ent
scheidung im ganzen riäitig  zu 
sein, von einer supra-nationalen 
Behörde wie der der Montanunion 
abzusehen und die wichtigen Ent
scheidungen stattdessen den ver
antwortlichen M inisterien und Re
gierungen der beteiligten Länder 
vorzubehalten. M, E. ist dies auch 
die logische Konsequenz des evo
lutionären Prinzips der allmäh
lichen Anpassung. Der „Gemein
same Europäische M arkt“ wird 
zweifellos so weitgehende Um
schichtungen der wirtschaftlichen 
Lage innerhalb der sechs Länder 
und ihrer handels- und w ährungs
politischen Beziehungen zur 
Außenwelt herbeiführen, daß es 
unerläßlich ist, die letzten Ent
scheidungen zunächst noch bei den 
beteiligten Regierungen zu belas
sen. Ebenso wie sich die V erlage
rung der wirtschaftlichen Schwer
gewichte und Verantwortlichkeiten 
innerhalb des „Gemeinsamen 
M arktes" von der nationalen  auf 
die europäische Ebene erst all
mählich vollziehen kann  und wird, 
sollte dies auch auf dem institu
tionellen Gebiet geschehen. Das in
stitutionelle System der Montari- 
union scheint m ir daher für den 
„Gemeinsamen M arkt" nicht an
wendbar zu sein, so bedauerlich es 
auch sein mag, daß damit m ehrere
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intereuropäisdie Institutionen ne
beneinander bestehen. Am Ende 
der Übergangsperiode wird ohne
hin die nationale Handels-, Wäh- 
rungs- und Finanzpolitik der ein
zelnen Länder in dem gemeinsa
men europäischen Rahmen auf
gehen müssen, wenn die erstrebte , 
Integration wirklich das Endziel 
sein spll. Erst dann wäre an eine 
„supra-nationale" Institution zu 
denken, wobei nach meiner Auf
fassung Voraussetzung ist, daß bis 
dahin die erstrebte politische Ein
heit Europas bewerkstelligt ist.

Den „Dirigism us“ verm eiden!
Es kommt hinzu, daß eine supra

nationale Behörde ipso facto die 
Tendenz zu dirigistischem und vor 
allem perfektionistischem Gebah-

ren  in sich trägt. Die Devise muß 
sein, Europa Schritt für Schritt or
ganisch, d. h. evolutionär, zusam- 
menwacfasen zu lassen. Versuche, 
z u , viele Probleme auf einmal zu 
lösen, wie dies leider bei den Brüs
seler Verhandlungen der Fäll ist, 
können nur schaden. Ich denke 
insbesondere an die Bestrebungen 
zur Harmonisierung der Sozial
politik und anderer Gebiete, die 
sich ini Laufe der Übergangsperiode 
zum großen Teil von selbst lösen 
werden. Ich betrachte die vorge
sehene europäische Kommission, 
w enn sie ihre Aufgabe richtig er
kennt, als den »nucleus" eines sich 
nach Ablauf der Übergangsperiode 
zwangsläufig ergebenden euro
päischen W irtschaftsministeriums,

bei dem die Kontrolle durch die 
nationalen Regierungen wesent
lich geringer sein wird, als dies in 
der Anlaufzeit notwendig ist.

W ie auch' immer die institutio
nelle Seite des „Genieinsamen 
M arktes" beurteilt w erden mag, 
entscheidend bleibt, daß die Kern
instanz, die europäische Kommis
sion, nicht den Ehrgeiz hat, von 
vo rnherein ; ihren A pparat aufzu
blähen und alles regeln zu wol
len. W ie überall ist die Auswahl 
der „richtigen Persönlichkeiten“ von 
ausschlaggebender Bedeutung. Es 
müssen M änner sein, die euro
päisch denken und die zugfleich 
liberal genug sind, um nicht in ein 
dirigistisches Fahrwasser abzu
gleiten. (Kr)

^llutMcn ie t auslänbischen ^a tln et

FRANKREICH: „Die Taktik regiert"

Es fällt der französischen Öffent
lichkeit ungeheuer schwer, 

sich von dem Sicherheitskomplex, 
der wiederholt für Europa und für 
Frankreich selbst recht verhäng
nisvoll war, zu befreien. Er be
stimmt auch weitgehend die Ein
stellung zum „ Gemeinsamen M arkt". 
Hierin sieht man mehr als ein 
Risiko. Man sieht darin ein Aben
teuer, das man nur eingehen zu 
können glaubt, wenn man sich alle 
denkbaren Garantien verschafft, 
obwohl man mehr und m ehr ehr- 
lidi davon- überzeugt ist, um die
ses Abenteuer im eigenen Inter
esse nicht herumzukommen, weil 
nur auf diese W eise eine neue und 
unentbehrliche Grundlage für den 
langfristigen Fortbestand der eige
nen Nation in befriedigender Form 
zu gewährleisten ist.

Der Wunsch 
nach S icherheitsgarantien

Theoretisch macht man sich 
keine Illusionen mehr über den 
dauerhaften W ert juristisch aus
geklügelter Vertragsbestimmun
gen, die auf keinen Fall dem 
Druck der Wirklichkeit — im Falle 
des „Gemeinsamen M ark tes ' dem 
Druck der freien Konkurrenz — 
standzuhalten vermögen. Sobald 
man sich jedoch an den Verhand
lungstisch setzt, sobald man an die 
Reaktionen des Parlaments, der

Berufsverbände, der breiten öffent
lichen Meinung denkt, verschanzt 
man sich aber w ieder hin ter die
sen juristischen Sicherheitsgaran
tien, deren sich nie erschöpfende 
Liste die internationalen Verhand
lungen mit Frankreich so nerven
aufreibend erschwert. W ahr
scheinlich sind die Brüsseler Be
sprechungen für den „Gemeinsa
m en M arkt“ nur deswegen nicht 
an der Inflation der französischen 
Sonderforderungen gescheitert, 
weil die Partner erkannten, daß 
es sich in den m eisten Fällen nur 
um formale Zugeständnisse , ohne 
echte Tragweite handelte, und des
halb mit bisher nicht gekannter 
Schnelligkeit nachgaben.

H arm onisierung  
der P roduktionsbedingungen  

Ein M usterbeispiel liefert die be
rüchtigte Harmonisierung der Pro
duktionsbedingungen, für Frank
reich seit Jahren  eine conditio 
sine qua non der europäischen Zu
sammenarbeit. Alle Sachverstän
digen, einschließlich der franzö
sischen, sind sidi völlig darüber 
einig, daß die Unterschiede in 
Löhnen und Soziallasten von Land 
zu Land global gesehen überhaupt 
nicht ins Gewicht fallen. Es gibt 
sehr zahlreiche Beweise für die 
V ereinbarkeit höchster Löhne mit 
konkurrenzfähigen oder sogar un

ter dem ■ W eltmarktdurchschnitt 
liegenden Preisen. Andererseits 
ist die europäische Anpassung in 
den wichtigsten sozialen und iohn- 
technischen Fragen an das höchste 
N iveau für: diese Sachverständigen 
eine Selbstverständlichkeit. Dies 
gilti vor allen Dingen für die 
Gleichbezahlung der Frauenarbeit 
und die schrittweise Verwirkli
chung' der 40-Stundenwoche. In
nerhalb des „Gemeinsamen M ark
tes" sollte man ohne jede beson
dere Vertragsbestim mung in der 
ersten Etappe von v ier bis sechs 
Jah ren  automatisch zur sozialen 
Harmonisierung gelangen. Trotz
dem bestand Frankreich mit äußer
ster Energie auf den Einbau zahl
reicher Schutzbedingungen und 
ausdrücklicher Verpflichtungen, 
mit dem einzigen Ergebnis, da
durch die Verhandlungen, in Brüs
sel um lange W odien zu ver
zögern.

D ie L andw irtschaft 
gegen  ih r eigenes Interesse  

Ein w eiteres Beispiel der V er
w irrung der Vorstellungen und 
Gefühle stellt die französische 
Landwirtschaft. In zahlreichen Er
klärungen fordert sie seit rund 
zwei Jahren den „Gemeinsamen 
M arkt“, dessen Verwirklichung für 
sie anerkannterm aßen eine ausge
sprochene Lebensfrage ist. Die 
M odernisierung der Bauernhöfe 
führt zu erhöhter Produktion, da
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sie allein bei gesteigertem  Durdi- 
schnittsertrag rentabel ist. Entwe
der es gelingt, diese zusätzlichen 
Produkte außerhalb Frankreichs 
abzusetzen, oder ein nicht uner
heblicher Teil der bäuerlichen 
Familienbetriebe muß verschwin
den. Da niemand diese zweite 
Lösung will, ist die französische 
Landwirtschaft dringend auf die 
möglichst uneingeschränkte Öff
nung des deutschen M arktes ange
wiesen, Dies hinderte sie jedoch 
nicht daran, in der Endphase der 
Brüsseler Verhandlungen die un
möglichsten Bedingungen zu stel
len, als ob der „Gemeinsame 
M arkt" für sie ein außergewöhn
liches Opfer wäre und nicht eine 
Lebensfrage. Ganz allgemein ge
wöhnte man sich in Frankreich 
daran, die Vorteile der europä
ischen Einigung psychologisch 
nicht mehr in Rechnung zu stellen. 
M an betrachtet sie bereits als 
selbstverständlich erworben und 
überzeugt sich mit Erfolg von dem 
Übergewicht der Nachteile, die 
durch alle denkbaren Garantien 
und Hilfsbestimmungen ausgegli
chen werden sollen. Diese eigen
artige Entwicklung verschlechtert 
fühlbar das Klima und erschwert 
die Ratifizierung der Verträge.

D as günstige K lim a  
Es w äre natürlich unvollständig 

und ungerecht, nur diese negati
ven H intergründe zu sehen. Tak
tische Erwägungen spielten in 
Frankreich stets eine große Rolle. 
Man zeigt sich dem „Gemeinsamen 
M arkt" gegenüber gerne pessi
mistisch und zögernd, um kurz vor 
Torschluß noch ein Höchstmaß von 
V orteilen herauszuholen. Es ist 
aber wichtig, daß im Gegensatz 
zur Zeit der unglücklichen EVG- 
V erträge augenblicklich keine 
W irtschaftsgruppe ernstlich daran 
denkt, die Ratifizierung der Ver
träge über den „Gemeinsamen 
M arkt" zu sabotieren noch vor
handene feindliche parlam entari
sche Gruppen finanziell zur Er
möglichung großzügiger Propagan
dafeldzüge zu unterstützen. Die 
französische W irtschaft ist ehrlich 
zur europäischen Zusammenarbeit 
entschlossen, weil sie von deren 
Unumgänglichkeit überzeugt ist 
und in ihren verantwortlichen 
Schichten genau weiß, daß Frank
reich so oder so in einer kurzen

Frist international konkurrenz
fähig werden muß, wenn es nicht 
dem wirtschaftlichen und sozialen 
Zerfall ausgeliefert sein will. In 
einsichtigen Kreisen, die keines
wegs klein sind, unterschätzt man 
auch nicht die von den Partnern 
gegenüber Frankreich in  Brüssel 
gemachten Zugeständnisse. Zumin
dest offiziös, h inter der Kulisse, 
gibt man zu, den Großteil der For
derungen, teilweise übrigens wider

Erwarten, durchgesetzt zu haben, 
so daß das Risiko des .Gem einsa
men M arktes" auf ein Mindestmaß 
beschränkt w erden konnte. Ohne 
übertriebenen Optimismus und mit 
den erforderlichen Vorbehalten, 
die die ungewöhnliche politische 
Labilität Frankreichs unumgänglich 
macht, darf m an daher diesmal die 
Ratifizierung der Brüsseler Europa
verträge hinreichend gewiß in 
Aussicht stellen. (Fr.)

NIEDERLANDE: „Gegen voreilige Entscheidungen"

j j i e  Stellungnahme der N ieder
lande gegenüber den Brüsseler 
Europamarkt-Besprechungen dürfte 
nicht recht verständlich sein, wenn 
man sich nicht vergegenwärtigt, 
daß dieses Land rohstoffarm ist, 
eine ausgedehnte und auf Export 
in die ganze W elt angewiesene 
V eredlungsindustrie besitzt und
schließlich w eitgehend von seinem 
Handel und seiner Schiffahrt ab
hängig ist, wobei noch zu beden
ken ist, daß der Transithandel noch 
immer 60®/o des niederländischen 
Handelsverkehrs ausmacht. Die
Nachrichten und Berichte über die 
Verhandlungen in der belgischen 
H auptstadt dürften den Eindruck 
einer praktisch völlig negativen 
Einstellung der N iederlande er
weckt haben. Dieser Eindruck w äre
jedoch grundsätzlich falsch und
w ürde darüber hinaus der histo
rischen Rolle der N iederlande auf 
der internationalen Bühne keines
wegs entsprechen.

D ie In tegra tion  is t n ö tig  
In den Niederlanden w ird die 

Errichtung eines „Gemeinsamen 
M arktes" oder einer Zollunion 
prinzipiell für einen richtigen 
Schritt in Richtung einer vollen 
Integration Europas gehalten. Diese 
Integration wird auch deshalb für 
erforderlich gehalten, weil sie ver
hüten kann, daß Europa gegen
über den expansiven W irtschaften 
der UdSSR und der USA immer 
w eiter ins H intertreffen gerät. Ein 
solcher M arkt würde den erforder
lichen Raum schaffen, in dem durch 
eine neue A rbeitsteilung und eine 
wirtschaftliche Neuausrichtung der 
angeschlossenen Länder die W irt
schaftlichkeit und die Produktivität 
gehoben werden kann. Die N ieder
lande sind auch durchaus bereit,

für die Errichtung dieses „Gemein
samen M arktes" Opfer zu bringen. 
Die niederländische W irtschaft ist 
jedoch der Überzeugung, daß nur 
dann ein dauerhaftes und annehm
bares Ergebnis erzielt werden 
kann, wenn bei M einungsverschie
denheiten eine Lösung angestrebt 
wird, die einerseits einen Kompro- 
mißcharakter hat, andererseits je 
doch gesunde wirtschaftliche Grund
lagen nicht antasten  darf. Man hält 
es jedoch für unumgänglich, daß 
Fragen wie der Außentarif, das 
Verkehrswesen, die Landwirtschaft, 
die überseeischen Gebiete, das in
stitutioneile Problem irgendwie ge
löst werden müssen, bevor man 
einen „Gemeinsamen M arkt" er
richten kann,
„N icht vom  günstigefi A ugen blick  

verführen lassen!“
Die bisher in Brüssel gezeigte 

Übereilung — angeblich auf Grund 
einer günstigen politischen Lage in 
W estdeutschland und F rankreidi — 
w ird von der niederländischen 
W irtschaft äls eine untaugliche 
Grundlage für einen V ertrag be
trachtet, der gerade auch ungün
stigen politischen und wirtschaft
lichen V erhältnissen gewachsen 
sein muß. Die wirklichen supra
nationalen A spekte des V ertrages 
sind nach hiesiger Ansicht relativ 
schwach. Die zentrale Rolle des 
M inisterrats der sechs Länder hat 
den Schwerpunkt der Politik zwei
fellos von der supranationalen Poli
tik  auf eine Koordinierung der 
nationalen Politik der sechs Mit
gliedstaaten verlagert. In Fällen, 
in denen eine qualifizierte M ehr
heit notwendig ist, dürfen die klei
nen Staaten nicht durch die gesam
ten Stimmen der drei großen 
Staaten m ajorisiert werden.
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Das Problem des AußpiUarifs 
Die niederländisdie W irtsdiaft 

steht dem vorgeschlagenen ge
meinsamen Außentarif natürlidi 
äußerst kritisch gegenüber. Man 
hatte schon große Bedenken gegen 
die im Spaak-Bericht vorgeschla
gene Methode des ungewogenen 
arithmetrischen Mittels der natio
nalen Zolltarife. Durdi eine „Köp
fung" der extrem hohen Tarife 
hätte man noch etwas erreichen 
können, aber der Druck der Län
der, die einen hohen Außentarif 
verlangen, ist ständig stärker ge
worden. Zahlreiche Tarife dürften 
für die Niederlande viel zu hoch 
sein. Die niederländische Vered- 
lungs- und Exportwirtschaft m u ß  
diese Tarife ablehnen, auch scäion 
deshalb, weil autarkische und pro- 
tektionistiscäie Bestrebungen für 
Handel und Schiffahrt tödlicii 
wären. Ein Europamarkt würde 
zwar den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten steigern, aber das 
würde z. T. auf Kosten des Han
dels mit Drittländern erfolgen. Und 
gerade dieser Handel ist für den 
Umfang des Transithandels, für die 
Schiffahrt und die Häfen der N ie
derlande entscheidend. Darüber 
hinaus können solche protektioni
stischen Bestrebungen nur wenig 
Zukunftsvertrauen einflößen. Die 
Niederlande sind in dem Sinne 
kein ausgesprochen kontinentales 
Land, da ihre Exportposition in 
erster Linie auf den M ärkten außer
halb der sechs Staaten basiert. 
Diese Exportposition würde durch 
eine verteuerte Rohstoffversor
gung, höhere Soziallasten (die sog. 
soziale Harmonisierung), die fran
zösische Sonderstellung bei Export 
nach Drittländern wesentlich be
einträchtigt werden. Dabei wäre 
dann noch abzuwarten, inwiefern 
ein größerer Absatz die Verluste 
ausgleichen könnte. So gibt es für 
die Niederlande bisher noch kei
nerlei Gewißheit, daß ihre A grar
erzeugnisse ungehindert nach den 
anderen Mitgliedstaaten exportiert 
werden können.
„Es werden grundlegende Z uge

ständnisse verlan g t!“
Audi über das Problem der V er

knüpfung der überseeischen Ge
biete mit dem „Gemeinsamen 
Markt“ gibt es eine Reihe von 
Fragen; soll Europa als Ganzes 
sich hier mit der französischen

Politik identifizieren? Soll es sich 
am Investitionsfonds für die fran
zösischen Gebiete beteiligen, w äh
rend Frankreich selbständig und 
ohne Mitbestimmung der anderen 
Spender über die Verwendung die
ser M ittel entscheidet? Die vorge
schlagene Lösung dürfte nadi An
sicht der niederländischen W irt
schaft die anderen Staaten politisch 
kompromittieren und sie vor 
schwere finanzielle Lasten stellen.

Alles in allem befürchtet die 
niederländische W irtschaft, daß von 
den N iederlanden grundlegende 
Zugeständnisse verlangt werden. 
Sie lehnt es ab, daß die N ieder
lande so wesentliche Opfer brin
gen sollen, ohne daß ein richtig 
fuktionierender und wirklich euro
päischer M arkt gew ährleistet wird.

Der Ausgang der Brüsseler V er
handlungen ist in dem Augenblick, 
in dem diese Zeilen verfaßt w er
den, noch nicht bekannt. Bis zu 
diesem Augenblick herrscht hier 
die Auffassung vor, daß die Unter
zeichnung von den N iederlanden 
abgelehnt werden muß, wenn der 
vorgelegte V ertrag in den oben
genannten Punkten versagt. Die 
Niederlande haben wiederholt 
einen „Gemeinsamen Europäischen 
M arkt“ befürwortet, aber die vor
geschlagenen Lösungen weichen 
derart von den früheren Zielset
zungen ab, daß sie weder dem In
teresse einer europäischen Ge
meinschaft noch dem wirtschaft
lichen Nutzen der N iederlande die
nen würden. Belgien hat sich mit

dem Beneluxgenossen nicht solida
risch gezeigt. Spaak hat in Den 
Haag deutlich erklärt, daB es in 
dieser Hinsicht keinen „Benelux- 
Standpunkt" gibt und daß Benelux 
keine „Disziplin“ mit sich bringt. 
Im übrigen hielt er trotz aller 
Meinungsverschiedenheiten die Un
terzeichnung der V erträge über den 
Europamarkt und Euratom für „in
finiment probable“.

Ich habe mich auf die Darstel
lung der „Bedenken" beschränkt. 
Die positiven Punkte der nieder
ländischen Stellungnahme bilden 
— wie der Rotterdamer Kammer
präsident Dr. K. P. van der Mán
dele es kürzlich ausdrückte — 
keine Probleme mehr. Die Nieder
länder sind ein bedächtiges Volk. 
Sie haben etwas gegen voreilige 
Beschlüsse. (-e-)

ENGLAND : „Eine pragmatische Entwidclung wird vorgezogen"

]^un , da sich die Verhandlungen 
über den „Gemeinsamen Markt" 
der Länder der M ontanunion ihrem 
Ende nähern, erw artet man in Lon
don, daß die britische Regierung 
auch nach außen bei den Bestre
bungen n aä i europäischer Zusam
m enarbeit stärker in Erscheinung 
treten  wird. Grundlage der briti
schen Politik wird dabei ein so
eben veröffentlichtes Weißbuch bil
den, das den jüngsten OEEC-Be- 
richt gutheißt, aber — vielleicht aus 
verhandlungstaktischen Gründen 
pointiert — auch eine Reihe von 
V orbehalten und Bedingungen ent
hält. Es versteht sich von selbst.

daß eine Regierung mit so „guten 
Europäern" wie Mr. Macmillan 
als Prime Minister, Mr. Thorney- 
croft als Schatzkanzler und Sir 
David Eccles als Präsident des 
Handelsamts für die Möglichkei
ten und Notwendigkeiten euro
päischer Zusammenarbeit volles 
V erständnis hat. Auch die Oppo
sition erklärte in der Unterhausde
batte im November noch ihr grund
sätzliches Einverständnis mit dem 
Streben nach einer europäischen 
Freihandelszone. Und das Echo in 
der Öffentlichkeit und in der W irt
schaft ist, besonders seit Suez, 
durchaus günstig. Das ist wichtig,
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weil keine Regierung in einer so 
bedeutsam en Frage gegen eine 
starke Opposition handeln kann. 
Es besteht auch Übereinstimmung 
darüber, daß die Verhandlungen 
m öglidist schnell vorangetrieben 
werden sollen, solange auch in den 
wichtigsten kontinentalen Ländern 
M änner am Ruder stehen, die dem 
Gedanken enger Zusammenarbeit 
positiv gegenüberstehen. Trotz der 
prinzipiellen und auch gefühls
mäßigen Bejahung der europäi
schen Idee drängen sich aber ge
rade in den letzten Wocäien noch 
manche Bedenken und Schwierig
keiten auf.

B edenken  in  d er W irtschaft
So suchten denn auch Regierungs

sprecher kürzlich heimische Kriti
ker mit dem Hinweis zu beruhigen, 
daß d ie . Freihandelszone ja  erst 
Anfang der siebziger Jah re voll 
wirksam wird. Bis dahin, geben sie 
zu verstehen, können sich wohl 
die meisten Industriezweige auf 
die europäische Konkurrenz um
stellen. Den Bedenken der Land
wirtschaft wird durch eine Sonder-« 
regelung für A grarprodukte Rech
nung getragen. Aber in der Indu
strie fehlt es nicht an Stimmen, 
die von der Regierung Konsulta
tionen m it jedem einzelnen Indu
striezweig verlangen, bevor sie 
sich auf verbindliche Abmachun
gen m it dem Kontinent einläßt.

Den Gewerkschaften ist vor der 
Konkurrenz billigerer Arbeitskräfte 
bange, und die Befürworter einer 
sozialistischen Politik von Voraus
planung und Bewirtschaftung, die 
auch Großabschlüsse für W elthan
delsw aren einschließt, fürchten, daß 
Bindungen an Kontinentaleuropa 
die Handelsfreiheit .einer künf
tigen Labour - Regierung unbillig 
einschränken würden, überhaupt 
scheuen manche — vor allem poli
tische — Kreise einen übereilten 
Anschluß an eine straffe und not
wendigerweise unelastische Orga
nisation, die überdies noch die 
üblichen Kinderkrankheiten durch
zumachen hat. Andererseits glau
ben wieder andere — vorwiegend 
wirtschaftliche — Kreise, daß Eng
land von vornherein bei der Schaf
fung einer Freihandelszone mit- 
machen muß, ehe eines der kon
tinentalen Länder — gemeint ist 
Deutschland — zur Vormacht wird.

Schutzzollgebiet 
o d er F reihandelszone?

Wichtiger und tiefer als solche 
m ehr oder weniger taktischen Er
wägungen ist aber die Furcht, daß 
der „Gemeinsame M arkt", statt 
dem freien Handel in der W elt zu 
dienen, eine neue Hochburg des 
Zollschutzes werden könnte. W enn 
verhältnism äßig hohe Zollmauern 
um den „Gemeinsamen M ark t' es 
auch ‘ für die englische Industrie 
notwendiger denn je  machen, sich 
erträgliche Bedingungen für den 
Zutritt zu dem so abgesperrten 
Raum zu sichern, so läuft die Er
höhung der Einfuhrzölle nach 
außen, die bei den Brüsseler V er
handlungen vereinbart worden zu 
sein scheint, der britischen H an
delspolitik grundsätzlich zuwider. 
Deshalb wird im Weißbuch auf 
einen schrittweisen Abbau von 
Zöllen und von quantitativen Ein
fuhrrestriktionen das allergrößte 
Gewicht gelegt.

Die Schaffung einer Freihandels
zone ist der britischen Regierung 
ein Mittel zur Ausdehnung des in
ternationalen Handels, ein Schritt 
zu einem weltweiten Freihandels
system. Sie ist vom englischen 
Standpunkt nur insofern von W ert, 
als sie diesem grundsätzlichen Ziel 
dient; Erweiterung des innereuro
päischen Handels ist zweifellos 
auch für England von größter Be
deutung, aber eine a l l g e m e i n e  
Ausfuhrausweitung ist unbedingt 
erforderlich, wenn die Stagnation 
der britischen Industrieproduktion 
überwunden werden soll.

Angesichts der großen Bedeu
tung des Handels mit dem Com
monwealth und Nordam erika legen 
amtliche Sprecher wie auch Führer 
der britischen W irtschaft auf die 
Feststellung W ert, daß d e r  Zutritt 
dieser überseeischen H andelspart
ner zum englischen M arkt durch 
Abmachungen mit Kontinental

europa nicht beeinträchtigt werden 
darf. Eine grundsätzliche Zusiche
rung dieser A rt w urde den alten 
Com monwealthländern schon bei 
den laufenden Beratungen gege
ben. U nter den bestehenden Ab
kommen w ürden diese vermutlich 
automatisch von allen Vergünsti
gungen profitieren, die England 
kontinentalen M itgliedern der Frei
handelszone einräumt. So nützlich 
d ie daraus folgende Verbilligung 
von Industriew aren vom Stand
punkt des englischen Konsumenten 
ist, bestehen aber britische W irt
schaftsführer auf gleichwertigen 
Konzessionen auf dem g e s a m 
t e n  „Gemeinsamen M arkt“. Die 
Engländer fragen sich, was sieyon  
einer „marktwirtschaftlichen W ett
bewerbsordnung" für den „Gemein
samen Markt" halten sollen, die 
anscheinend Sonderrechte und  Sub
ventionen für einzelne M itglieder 
vorsieht, und betrachten die letzte
ren als ein bedenkliches Anzeichen 
für eine defensive Einstellung, die 
dem Geist einer Freihandelszone 
fremd sein sollte. Die britische Re
gierung besteht daher darauf, daß 
nicht alle Abmachungen über den 
„Gemeinsamen M arkt“ automatisch 
auf die Freihandelszone übernom
men werden.

K ein eü bem ation a len ln stitu tion en !
Nicht minder wichtig erscheint 

sachkundigen Beobachtern in Lon
don, vor allern in der Bankwelt, 
daß die Stellung der Sterlingwäh
rung als internationaler Handels
valuta nicht beeinträchtigt werden 
darf. Schaffung einer europäischen 
W ährung erscheint der City als 
unnötige Komplikation, wenn auch 
manche Beobachter einen gemein
samen W ährungsfonds über die 
bestehenden Zahlungsunionabm a
chungen hinaus für die Freihan
delszone praktisch, für erforderlich 
erachten. Allgemein bestelit aber 
keine Neigung, neue Organe und
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Institutionen zu erriditen, um etwa 
regierungsälinlidie Funktionen auf 
übernationaler Ebene auszuüben. 
Auch eine Zusammenarbeit mit 
Euratom könnte nadi britisdier 
Auffassung am einfachsten durdi 
bestehende OEEC-Verbindungen 
erfolgen. In all diesen Fragen 
mödite die britisdie Regierung 
eine progressive und „pragma
tische" Entwidtlung, bei der jeder 
folgende Sdiritt auf den prak
tischen Erfahrungen mit dem vor
angegangenen fußt. ,

Nadi allem, was man bisher von 
den kontinentalen Partnern gehört 
hat, erwartet man in London zähe 
und konfliktreiche Verhandlungen, 
bei denen England zuweilen als 
mißgünstiger Außenseiter ersdiei- 
nen mag, der das bisher Erreichte 
zunichte madien will. Dieser Ein- 
drudcwäre falsch. England w ünsdit 
aufriditig engere wirtschaftlidie 
und politische Beziehungen mit 
Westeuropa und verspricht sich 
von einer Senkung der Handels
schranken nidit nur die Auswei
tung des Handelsraums, ohne den 
moderne Industrien n id it ihr Bestes 
tun können, sondern auch eine Be
lebung des britisdien Inlands
markts und ein gesünderes poli- 
tisdies Klima in Europa. (A.)

„Der Rote Handel lodet - der Rote Handel droht*

Dieser in den dreißiger Jahren  von einem Journalisten geprägte 
Slogan sdieint heute — wenn audi mit anderer Sinngebung — wie

der eine aktuelle Bedeutung zu gewinnen. Vom W irtsdiaftlichen aus 
gesehen, dürfte eine Erweiterung der deutsch-russisdien Handelsbe
ziehungen ohne Vorbehalt zu begrüßen sein. Die Ausweitungsmöglidi- 
keiten sind groß, und eine wirtschaftlidie Bedrohung, wie sie in den 
dreißiger Jahren  bestanden haben mag, ist heute effektiv n id it gegeben.

Die Drohung des roten Handels liegt heute nicht im W irtsdiaftlidien, 
sondern im Politisdien. Die dringende Aufforderung der Sowjetunion an 
uns, mit ihr einen H andelsvertrag abzusdiließen, ist natürlid i ein Poli
tikum ersten Ranges, wenn man den Charakter und das Sdiema der 
zwischen den Ostblodcländern gesdilossenen Handels- und Freund- 
sChaftsverträge berücksiditigt. Es ist den Russen natürlich eben so klar 
wie uns, daß eine beaditlidie Ausweitung des gegenseitigen Handels 
auch ohne V ertrag möglich ist, daß aber bestimmt eine Reihe tedi- 
nisdier V ereinbarungen genügen, um gewisse Erschwernisse zu beseiti
gen. N adi der A rt des Angebots, liegt aber den Sowjets bestimmt mehr 
am Abschluß des V ertrages als an einer Ausweitung des Handels.

Die W ahl des Zeitpunktes, in der das Angebot erfolgt, ist für uns 
kritisdi. Man kann sich der Vermutung nidit versdiließen, daß hierin 
ein Stüdi sowj etisdier Strategie zur Verwirrung der Bundestagswahl 
zum Tragen kommt. Um dieser hintergründigen Absicht zu begegnen, 
wäre eine,sorgfältige Abstimmung zwisdien den Regierungsparteien und 
der Opposition über die einzusChlagenden W ege dringend erforderlidi. 
Die politische Situation gebietet, daß wir selbst mit konkreten, Gegen- 
vorsdilägen antworten. In diesen Gegenvorschlägen inuß das Sdiwer- 
gewidit auf technisch-wirtsdiaftlichen V ereinbarungen liegen, die als Vor
stufe zu einem V ertrag angesehen werden könnten.

Es sind Stimmen laut geworden, die sidi darüber beklagen, daß 
dieses sowjetische Angebot nidit aud i eine Verhandlungsbereitsdiaft 
über die Lösung der deutsdien Frage erkennen läßt. In diesem Falle 
können w ir jedoch nur dankbar dafür sein. Eine Verknüpfung der W ie
dervereinigungsfrage mit dem Angebot eines politisdien W irtschaftsver
trages dürfte es jeder deutsdien Regierung sdiwer madien, dem V er
tragsangebot gegenüber eine objektiv abgewogene Haltung einzuneh
men. Bei aller Vorsidit, die wir dem sow jetsidien Angebot gegenüber 
walten lassen müssen, dürfen wir nidits unterlassen, was uns dem 
Ziele der W iedervereinigung näher bringen kann. (sk)

Zur Debatte steht: Nahost-Markt verlangt Werbung

Das ; Nahost-Geschäft ist von 
jeher lohnend, aber auch risi- 

koreidi. Die Bundesrepublik mußte 
nadi Ende des zweiten W eltkrieges 
die Märkte des Nahen Ostens neu 
erobern, konnte sidi dabei jedodi 
eines guten, über die Kriegswirren 
hinweg geretteten Rufes bedienen. 
Dehnodi hat sidi, insbesondere in 
letzter Zeit, erneut eine gewisse 
Gefahr in ' das bisher als red it 
sicher geltende Investitionsgüter- 
gesdiäft mit dem Nahen Osten, 
vor allem mit Ägypten, eingesdili- 
dien. Die Sowjetunion und die 
östlichen Satellitenstaaten bemü
hen sidi in konsequenter Fortset
zung ihrer politischen Ziele, wirt- 
schaftlidi in die Länder der ara
bischen W elt einzudringen. Das 
bringt sie in W ettbewerb mit den 
Industrieländern der westlidien 
Welt, so audi der Bundesrepublik. 
Die Planwirtschaften des Ostens 
bauen dabei auf den ihrem System

innewohnenden Vorteil, die Ange
botspreise auf Konkurrenzmärkten 
beliebig zu manipulieren, um 
lästige M itbewerber aüszusdialten.

W ie ist dieser Gefahr für den 
nahöstlidien M arkt wirksam zu be
gegnen? Sicherlidi ist es m ehr denn 
je  erforderlidi, den Kunden in 
Ägypten und den übrigen Ländern 
der arabischen W elt entgegenzu
kommen durdi scharfe Preiskalku
lation und die Einräumung von 
Zahlungszielen bis an die Grenze 
des Möglichen. Darüber hinaus aber 
vermag insbesondere der deutsche 
Kaufmann, etwas anzubieten, das 
auf die Dauer gesehen wirtsdiaft- 
lidi außerordentlidi schwer wiegt, 
nämlidi, Qualität, Auf den ersten 
Anhieb wird sidi Q ualität je 
dodi n id it so gut verkaufen wie 
äußeres Aussehen, oder W aren zu 
verlodcend günstigem Preis. Quali
tä t w ird sich nur auf die Dauer 
durdisetzen.

Gerade der W erbung und der 
Bemühung um den Kunden kommt 
heute auf dem heißumkämpften ara
bischen M arkt eine vordringlidie Be
deutung zu. Dabei wird die Einzel
aktion und die individuelle Pflege 
des Kunden nodi übertroffen von 
der Durdischlagskraft der großan
gelegten Demonstration der wirt- 
sdiaftlidien Potenz. Das beginnt bei 
dem wirtsdiaftlidien Entgegenkom
men des Staates beim Absdiluß von 
Abkommen und bei der Gewäh
rung von Krediten, das endet bei 
der gemeinsamen Bemühung der 
Privatfirmen, ihre Konkurrenzfä
higkeit hinsiditlidi Preis und Qua
lität zu beweisen. Die deutsche 
W irtsdiaft wird in diesem Jahr 
Gelegenheit haben, sich diese 
Überlegungen zunutze zu madien 
und einen Vorstoß zum Ausbau 
ihrer bisherigen und zur Anbah
nung neuer Handelsbeziehungen 
zu unternehmen. Im März findet
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die lang geplante deutsche Indu
strie-Ausstellung in Kairo statt, die 
Gelegenheit zur Intensivierung der 
Exportbemühungen auch nach dem 
Nahen Osten bieten wird.

Nicht, daß gegenüber der arabi
schen W elt nach der Suezkrise eine 
Verschlechterung der wirtschaft
lichen Beziehungen zu erw arten 
wäre. Allein der Ägyptenhandel 
sieht sich in letzter Zeit gezwun
gen, gewisse Hürden zu nehmen, 
die sich durch die Ereignisse in 
diesem Lande und die Praxis der 
konkurrierenden O ststaaten erge
ben haben. Dieser für den deut
schen Exporteur mißlichen Entwick

lung kann nur dadurch begegnet 
werden, daß dem ägyptischen Kun
den die W are so schmackhaft w ie 
möglich gemacht wird. Auch hier 
w ird es sich empfehlen, Q ualität 
zu zeigen und Bedarf zu wecken.

Der Erfolg einer Ausstellung, 
wie der deutschen Industrie-Aus- 
stellung in Kairo, läßt sich nicht 
sofort in bare Münze umwechseln. 
Es kann von ihr infolgedessen auch 
nicht ein sofort einsetzender Auf
tragsboom erw artet werden. Viel 
w ertvoller wird ihre A usstrahlung 
auf die zukünftigen W irtschaftsbe
ziehungen mit dem gesamten ara
bischen Raum sein. (E. B.)

Ist der Ausverkauf nodi zeitgemäß 7

Die Saisonschlußverkäufe sind 
eine traditionelle Einrichtung 

unseres Einzelhandels. In besonde
rem Maße haben sich diejenigen 
Sparten des Einzelhandels, deren 
W are der Mode unterworfen sind, 
dieser V ertriebsaktion bedient. Der 
Ausgangsgedanke ist hierbei, daß 
die Läger in dem Augenblick, wo 
die Saison ihrem Ende zugeht, zu 
besonders günstigen Bedingungen 
für den Käufer geräum t werden 
sollen, um Betriebsmittel zur Neu
auffüllung der Läger für die kom
mende Saison zu erhalten. Da diese 
V ertriebsaktionen in Anbetracht 
der besonderen Kaufwilligkeit der 
Bevölkerung, die durch günstige 
Preisgestellung angereizt wurde, 
von überdurchschnittlichen Umsatz
höhen begleitet gewesen sind, 
haben sich nach und nach eine 
ganze Reihe von Sparten dieser 
Vertriebsaktion angeschlossen, bei 
denen der Einfluß des Modewech
sels nicht so ausschlaggebend ist.

W enn man sich heute den Ablauf 
eines Saisonausverkaufs ansieht.

so fragt man sich unwillkürlich, ob 
die ursprüngliche Zielsetzung, näm
lich die Erneuerung des Lagers, 
noch im V ordergrund steht. Es ist 
sicher schon in früheren Jahren, 
besonders im W arenhaushandel, 
üblich gewesen, die durch eine be
sondere W erbeaktion angereizte 
Kauflust des Publikums nicht nur 
für den Absatz alter Lagerbestände 
auszunutzen, sondern für die Zeit 
dieser V ertriebsaktion besonders 
preisgünstige W arenposten anzu
schaffen und anzubieten. Bei die
sen W aren handelt es sich — auch 
vom H ersteller aus gesehen — in 
keinem Fall um Lagerbestände, 
sondern sie werden in einer großen 
Auflage, leider auch in geminder
ter Qualität, nur für diesen Zweck 
hergestellt. Der Absatzerfolg war 
trotzdem sicher, weil es immer 
breite Bevölkerungsschichten gab, 
die auf diese preisgünstigen An
gebote angewiesen waren, selbst 
unter Inkaufnahme einer minderen 
Qualität. In den letzten Jahren hat 
sich, wie man leicht durch Augen

schein feststellen kann, der Pro
zentsatz dieser für den Ausverkauf 
speziell angefertigten W are gegen
über der eigentlichen Lagerware 
immer m ehr erhöht. Das ist auch 
ganz erklärlich, w enn man bedenkt, 
daß seit einiger Zeit die Nachfrage 
der W iederbeschaffungsmöglichkeit 
vorausgeeilt ist.

W enn in diesem Jah r über den 
Umsatz des W interschlußverkaufs 
geklagt w orden ist und besonders 
vom Textilhandel beachtliche 
Rückgänge verzeichnet worden 
sind, so dürfte das wohl zum gro
ßen Teil seinen Grund darin  haben, 
daß die gegenw ärtige Form des 
Ausverkaufs nicht m ehr recht zeit
gemäß ist. Der erhöhte Lebens
standard in breiten  Bevölkerungs
schichten hat die M asse derer, die 
auf preisgünstige A ngebote ohne 
genauere Q ualitätskritik  angew ie
sen waren, immer k leiner w erden 
lassen. Es herrscht heute die all
gemeine Tendenz, lieber einen 
etwas-höheren Preis zu zahlen und 
dafür modisch ansprechende und 
qualitätsbefriedigende W are zu 
kaufen. Natürlich spart m an auch 
heute gern noch, wenn es sich 
wirklich um „die günstige Gele
genheit" handelt, aber die günsti
gen Gelegenheiten w erden immer 
seltener, und w enn diese erschöpft 
sind — was bestim m t nicht 
14 Tage dauert —, will m an w ie
der wählen und Ansprüche stellen.

Man sollte sich ernstlich fragen, 
ob der ungeheure W erbeaufw and 
sich für eine solche V ertriebs
aktion, wie sie der A usverkauf 
heute darstellt, überhaupt lohnt. 
W enn man heute zur A usver
kaufszeit durch die Geschäfts
straßen schreitet, hat m an den 
Eindruck, daß es sich um einen 
„Jahrm arkt der Häßlichkeiten" 
handelt. (h)

D r. W aditn  voUfGolowatscheß, H am burg:

Die wirtschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik 1956

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes
republik wurde im Jahre  1956 in der Hauptsache 

bestimmt durch:
1. eine nachlassende Investitionsneigung nach einer 
zweijährigen Periode beispielloser Intensivierung,
2. w eiter ansteigende Masseneinkommen infolge von 
Lohn- und Gehaltssteigerungen sowie Rentenanhe
bungen, die bei V erringerung der Sparquote zu einem

über die Einkommenserhöhung hinaus gehenden V er
brauchsanstieg führten,
3. erhöhte Zahlungsbilanzüberschüsse, und
4. abnehmende Kassenüberschüsse in der Gesamtheit 
der öffentlichen Haushalte.
Dementsprechend hat sich das Bruttosozialprodukt im 
vergangenen Jahre nach vorläufigen Berechnungen 
der Bank deutscher Länder w ie folgt entwickelt:
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